
 

      

 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag 
 

des FPÖ-Landtagsklubs 

betreffend: 

Verkehrskoordinierung Großraum Innsbruck – Bund, Land und Gemeinden gefordert 

Der Tiroler Landtag wolle beschließen: 

„Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert, mit der Asfinag und den Gemeinden entlang des Inntals 
ein Verkehrskoordinierungsprojekt für den Großraum Innsbruck zu erstellen, damit sämtliche Bauarbeiten 
auf Autobahn, Landes- und Gemeindestraßen abgestimmt werden, damit dem permanenten 
Verkehrskollaps auf den Straßen Einhalt geboten wird.“ 

 
Zuweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wohnen, Raumordnung, Rechts- und Gemeindeangelegenheiten 
Ausschuss für Klima, Nachhaltigkeit, Ökologie, Energie, Verkehr sowie Land- und Forstwirtschaft 
 

Begründung: 
Wie an vielerlei Beispielen medial berichtet, kommt es im Großraum Innsbruck seit Monaten zu 
regelmäßig wiederkehrenden, teils kilometerlangen Stausituationen. So stand der Schwerverkehr am 6. 
November 2025 zeitweise vollständig zwischen Schwaz und Jenbach, ehe die Polizei mit einer Lkw-
Dosierung eingriff. Zugleich waren Pendler in Richtung Innsbruck massiv betroffen: Als Hauptursache 
galten mehrere parallel verlaufende Großbaustellen, etwa zwischen Kranebitten und Zirl, zwischen Hall-
West und Innsbruck-Ost sowie auf der Brennerautobahn im Zuge des Neubaus der Sillbrücke II. Auch 
innerstädtische Engstellen, z.B. am Südring, sorgten überdies für weitere Engpässe im Verkehrsfluss; die 
Landesverkehrsabteilung wies darauf hin, dass bereits geringe Zusatzereignisse wie ein Unfall bei 
Innsbruck-Ost am 28. Oktober einen Rückstau von 13 Kilometern verursachten. Laut Asfinag gründeten 
gesetzte Bauabschnitte auf infrastruktureller Notwendigkeit und konnten nicht beliebig verschoben 
werden (tt.com, online, 07.11.2025, „Baustellenfrust rund um Innsbruck: Wann kommt die langersehnte 
Entspannung?“, abgerufen 07.12.2025). Diese dokumentierten, großräumigen Auswirkungen belegen 
jedoch, dass ohne eine übergeordnete Bündelung der Bauabläufe zwischen Autobahn-, Landes- und 
Gemeindestraßen selbst planmäßige Arbeiten immer wieder zu erheblichen Verkehrsbelastungen im 
gesamten Inntal führen. 
  
Auch auf der Brennerautobahn (A13/A22) kam es wiederholt zu beträchtlichen Verzögerungen: Laut 
ARBÖ und ÖAMTC kulminierte die Sanierung der Luegbrücke am 10. Oktober 2025 in stundenlangen 
Behinderungen mit Rückstaus bis nach Brixen bzw. Bressanone sowie Zeitverluste von bis zu zwei 
Stunden zwischen Sterzing und Nösslach. In Fahrtrichtung Süden betrug der Zeitverlust bis zu 45 
Minuten. Ursache war die im Zeitraum vom 6. bis 17. Oktober nur einspurig pro Richtung befahrbare 
Luegbrücke, deren eingeschränkte Kapazität maßgeblich zu den dokumentierten Rückständen beitrug 
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(tt.com, online, 10.10.2025, „Stundenlanger Rückstau am Freitag: Baustellen legen Brennerautobahn 
lahm“, abgerufen 07.12.2025). 
  
Zudem musste der Westast – die Verbindung von der A13 Innsbruck-Süd zur A12 Innsbruck-West – 
bereits vom 3. bis 7. November 2025 aufgrund erforderlicher Vorbereitungsmaßnahmen für die 2026 
geplante Sanierung einspurig geführt werden. Damit sind zusätzliche Verkehrseinschränkungen auf einer 
der essenziellsten Achsen des Großraums Innsbruck bereits jetzt absehbar (meinbezirk.at, online, 
29.10.2025, „Vorbereitung Sanierung: Verbindung A12-A13 Anfang November nur Einspurig“, abgerufen 
07.12.2025). 
  
Mit Blick auf den aktuellen Baustellenüberblick des Verkehrsservices des ÖAMTC wird die Belastung im 
Großraum Innsbruck besonders deutlich: Mit Datenaktualisierungsstand vom 07.12.2025 (14:35 Uhr) 
belief es sich landesweit auf 64 aktive Baustellen – davon 23 auf Autobahnen, 22 auf B-Straßen sowie 19 
auf sonstigen Landes- bzw. Gemeindestraßen. Auf den entscheidenden Zufahrts- und Durchfahrtsachsen 
des Inntaler Verkehrskorridors befinden sich mehrere dieser Maßnahmen parallel in Umsetzung, darunter 
Baustellen auf der A12 (Kramsach und Telfs–Mötz), auf der A13 (Brennersee-Nösslach sowie Innsbruck-
Süd-Zenzenhof) sowie auf wichtigen innerstädtischen Landesstraßen wie der B171 (Haller Straße) und 
der B174. Auch am Fürstenweg bestehen derzeit Fahrbahnverengungen (oeamtc.at, online, „ÖAMTC 
Verkehrsservice“, abgerufen 07.12.2025). Die überlappende Durchführung dieser 
Infrastrukturmaßnahmen entlang der meistbefahrenen Pendelrouten führt zu einer überproportionalen 
Beanspruchung des Verkehrsraums, die ohne übergeordnete Koordination mitnichten einzudämmen ist. 
  
Darüber hinaus offenbart die Asfinag selbst hohe organisatorische Komplexität der laufenden 
Infrastrukturprojekte im Großraum Innsbruck: So wird der Abschnitt Hall West-Innsbruck-Ost der A12 von 
März 2025 bis April 2026 umfassend erneuert, inklusive mehrerer Brückenneubauten und baubedingter 
Einschränkungen im Bereich der stark frequentierten Anschlussstelle Innsbruck-Ost (asfinag.at, online, „A 
12 Inntal Autobahn: Instandsetzung Hall West-Innsbruck Ost“, abgerufen 07.12.2025). Gleichsam gilt auf 
der Luegbrücke der A13 seit 1. Jänner 2025 aus statischen Gründen eine dauerhafte Einspurigkeit, 
während der Neubau der Tragwerke bis Ende 2030 vorgesehen ist; eine Maßnahme, die den 
Brennerabschnitt über Jahre hinweg merklich beansprucht (asfinag.at, online, „A 13 Brenner Autobahn: 
Neuerrichtung Luegbrücke“, abgerufen 07.12.2025). In einer Mitteilung hob die Asfinag mit dem Land 
Tirol und dem BMIMI (Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur; vormals BMK) 
außerdem hervor, dass derartige Großbaustellen lediglich durch übergreifend akkordierte 
Maßnahmenpakete bewältigt werden könnten und die Koordination sämtlicher verkehrsrelevanter 
Eingriffe unerlässlich sei (asfinag.at, online, 16.01.2024, „Asfinag, BMK und Land Tirol entwickeln 
gemeinsam Maßnahmenbündel für Zeit der Einspurigkeit ab 2025“, abgerufen 07.12.2025). Damit 
unterstreichen auch die zuständigen Infrastrukturträger selbst die Nezessität eines verbindlichen, 
überregionalen Verkehrskoordinierungsprozesses für den gesamten Inntalraum. 
  
Ebenso vonseiten des Landes Tirol wurde in einer Pressemitteilung auf die steigende Belastung der 
Verkehrsinfrastruktur und die Notwendigkeit eines engem institutionellen Zusammenspiels zwischen 
Asfinag, Landesstellen und Exekutive verwiesen: Trotz punktueller Maßnahmen, wie bspw. Dosierungen, 
Abfahrverboten oder temporären Verkehrsregelungen, hielt die Landesregierung fest, dass bei hohem 
Verkehrsaufkommen und eingeschränkten Kapazitäten weiterhin regelmäßig signifikante Behinderungen 
auftreten (tirol.gv.at, online, 15.10.2024, „Tiroler Landesregierung stemmt sich gegen 
Verkehrsbelastung“, abgerufen 07.12.2025). Damit ist erwiesen, dass vorherrschende 
Kommunikationsmechanismen bisweilen nur situativ greifen und den strukturellen Koordinationsbedarf im 
Inntal nicht abdecken. Einer rezenteren Mitteilung zufolge ist selbst für die Festlegung der Lkw-
Dosierungen 2026 eine enge operative Absprache zwischen Land, Bund, Asfinag und Verkehrspolizei 
unerlässlich, um die Verkehrsflüssigkeit entlang der Inntalautobahn trotz begrenzter Kapazitäten zu 
sichern (tirol.gv.at, online, 19.11.2025, „Lkw-Dosierungen für das Jahr 2026 stehen fest“, abgerufen 
07.12.2025). 
  
Obgleich in mehreren Bundesländern fallweise Austauschrunden, im Sinne von saisonalen 
Verkehrsjoure-Fixen, projektbezogenen Besprechungen und dergleichen, sowie digitale Plattformen zur 
Baustellenmeldung genutzt werden, handelt es sich dabei überwiegend um unverbindliche Informations- 
und Austauschformate. Ein dauerhaft strukturierter Koordinierungsrahmen über alle Ebenen scheint 
bislang nicht etabliert. Auch die bisher praktizierten Kooperationsmodelle zwischen BMIMI, Asfinag und 
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Landesbehörden, wie das Forschungsprogramm „Mobilität der Zukunft“, dienen laut den veröffentlichten 
Ausschreibungsunterlagen primär wissenschaftlich-technologischen Fragestellungen und nicht der 
praktischen Abstimmung laufender Baustellenprozesse zwischen Autobahn-, Landes- und 
Gemeindestraßen (ffg.at, online, „Mobilität der Zukunft – Verkehrsinfrastruktur F&E-Ausschreibung 2021“, 
abgerufen 07.12.2025). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob vorhandene digitale Systeme 
diese Koordinationslücke überhaupt zu schließen vermögen. 
  
Ergänzend ist anzumerken, dass mit EVIS.AT zwar eine bundesweite Plattform für die harmonisierte 
Bereitstellung von Echtzeit-Verkehrsdaten existiert, deren Zweck jedoch ausdrücklich in der 
Informationsbereitstellung zu u.a. Baustellen, Sperren sowie Verkehrslagen liegt. Eine operative 
Akkordanz oder gemeinsame Planung von Baustellen zwischen Asfinag, Ländern und Gemeinden ist 
diesem System nicht zugedacht, da es als Daten- und Informationsdrehscheibe dient (evis.asfinag.at, 
online, „EVIS.AT Echtzeit Verkehrsdaten“, abgerufen 07.12.2025). Ferner fußt EVIS.AT zwar auf 
Meldungen der Asfinag, der Länder und des Bundesministeriums für Inneres, doch die Teilnahme von 
Gemeinden erfolgt freiwillig und punktuell, womit ein flächendeckend verbindlicher Rahmen strukturell 
nicht gegeben ist (evis.gv.at, online, „EVIS.AT – Echtzeit Verkehrsinformation Straße Österreich“, 
abgerufen 07.12.2025). Da EVIS.AT infolgedessen lediglich Informationen bereitstellt, jedoch keine 
steuernde Koordinierung offeriert, bietet es sich an, funktionierende regionale Kooperationsmodelle als 
Vergleichsmaßstab heranzuziehen. 
  
Als mögliches Orientierungsmuster können bestehende regionale Kooperationsprozesse im Zentralraum 
Innsbruck ins Auge gefasst werden; etwa im Rahmen der Planungen zur Regionalbahnlinie 5. Dort 
würden infrastrukturelle Ausbauentscheidungen von Brückenanpassungen bis zu zweigleisigen 
Erweiterungen im Schulterschluss zwischen Stadt Innsbruck, Umlandgemeinden, den Innsbrucker 
Verkehrsbetrieben (IVB) sowie Bundesfinanzierungsprogrammen getroffen. Jenes Modell verdeutlicht, 
dass überörtliche Abstimmungsstrukturen entlang einer gemeinsamen Verkehrstrasse grundsätzlich 
umsetzbar sind und unterschiedliche Akteure zu planerisch akkordierten Entscheidungen gelangen 
können (meinbezirk.at, online, 06.11.2024, „Ausbau der Linie 5: Regionalbahnlinie von Rum bis Völs“, 
abgerufen 07.12.2025). Für die Synchronisation straßenbaulicher Maßnahmen entlang der Inntalfurche 
liegt es daher nahe, ein ähnliches, formalisiertes Bündnis zwischen Gemeinden, Land Tirol und Asfinag in 
Hinkunft zu forcieren.  
  
Flankierend ist hinzuweisen, dass das vom EBP, einem international tätigen Beratungs- und 
Ingenieurunternehmen, im Auftrag der Asfinag entwickelte österreichische Baustellen-
Managementsystem seit 2014 als internes Planungs-, Abstimmungs- und Monitoringinstrument für 
Baustellen auf Autobahnen sowie Schnellstraßen dient. Es bildet sämtliche Projektphasen ab und wird 
von mehreren hundert Nutzerarbeitsplätzen verwendet; eine überörtliche Koordination mit Landes- oder 
Gemeindestraßen umfasst der Leistungsumfang jedoch nicht, womit die strukturelle Lücke zwischen den 
Ebenen weiterhin bestehen bleibt (ebp.de, online, „Baustellen-Managementsystem für Autobahnen und 
Schnellstraßen in Österreich“, abgerufen 07.12.2025). Gleichwohl bleibt die Frage offen, inwieweit sich 
solche synchronisierten Planungsprozesse auf den Bereich des Straßenverkehrs übertragen lassen. 
  
Unter dem Strich verfügte Tirol gemäß der „Statistik Straße und Verkehr“ des BMIMI (Datenherkunft u.a. 
der Statistik Austria, Stand 31.12.2023) bereits über einen ausgesprochen hohen Pkw-Bestand im 
österreichweiten Vergleich: Insgesamt wies Österreich 5.185.006 Pkw auf, wobei Tirol allein 14.162 
Elektro-Pkw, 19.134 Benzin/Elektro-Hybride, 4.743 Diesel/Elektro-Hybride sowie 624 Erd- und 
Flüssiggasfahrzeuge hielt. Damit lag Tirol deutlich vor vergleichbaren westösterreichischen Ländern wie 
Salzburg (12.220 E-Pkw) oder Kärnten (7.644 E-Pkw), obwohl deren Bevölkerungsstruktur keine 
wesentlich geringere Motorisierungsquote erwarten ließ. Österreichweit standen 155.490 Elektro-, 
195.439 Benzin-Hybrid- und 55.543 Diesel-Hybrid-Pkw im Gesamtbestand zu Buche (vgl. S. 72-76), 
womit Tirol einen überproportional großen Anteil alternativer Antriebe im alpinen Raum trug (bmimi.gv.at, 
online, „Statistik Straße und Verkehr“, abgerufen 07.12.2025). In Verbindung mit begrenzten 
Ausweichrouten und topografisch bedingten Engstellen dürfte dieser überdurchschnittliche 
Fahrzeugbestand die Sensitivität des Verkehrsflusses gegenüber parallel geführten 
Baustellenmaßnahmen bedeutend erhöhen. Im Großraum Innsbruck hingegen wird diese 
Belastungssituation im Detail nochmals differenzierter sichtbar. 
  
Im Lichte des Pkw-Aufkommens wiederum kann festgehalten werden, dass Innsbruck mit 437 Pkw pro 
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1.000 Einwohner laut einer Analyse des Verkehrsclubs Österreichs (VCÖ) vom November 2024 mit 
Daten der Statistik Austria den niedrigsten Motorisierungsgrad aller Landeshauptstädte aufwies (vgl. Graz 
470; Linz 502; Salzburg 511; Österreich-Schnitt 566). Im direkten Umland zeigte sich jedoch ein 
gegenteiliges Bild: Der Bezirk Innsbruck-Land verzeichnete 549 Pkw pro 1.000 Einwohner und zählte 
damit bereits zu den stärker motorisierten Regionen Österreichs (vcoe.at, online, 29.11.2024, „VCÖ: 
Schere zwischen Stadt und Land geht bei Autobesitz weiter auseinander“, abgerufen 07.12.2025). Dies 
demonstriert, wie die Hauptverkehrsbelastung im Inntal wohl weniger aus der Stadt selbst, sondern eher 
aus dem Umland gespeist wird; ein systemischer Faktor, der die Anfälligkeit des gesamten Korridors für 
baustellenbedingte Störungen wesentlich antreibt. Angesichts dessen wirken baustellenbedingte 
Kapazitätseinschränkungen besonders stark auf das Verkehrsgefüge. 
  
Wie des Weiteren aus dem Ausschuss für Klima, Nachhaltigkeit, Ökologie, Energie, Verkehr sowie Land- 
und Forstwirtschaft in der Sitzung vom 04.12.2025 vorgelegten Asfinag-Präsentationsinhalten hervorgeht, 
reduziert die einspurige Verkehrsführung auf der Luegbrücke die Kapazität im Mischverkehr um rund 40 
Lkw pro Stunde im Vergleich zu 2025. Für 2026 wurden hierfür Verkehrsströme von bis zu 1.000 Pkw/h 
und 140 Lkw/h bzw. in belasteten Phasen 600 Pkw/h und 310 Lkw/h ausgewiesen.  

 
Begründung der Dringlichkeit: 
Die Dringlichkeit gegenständlichen Antrages ergibt sich aus der anhaltenden Baustellenlage im 
Großraum Innsbruck, die bereits jetzt zu massiven Verkehrsbehinderungen führt und weitere 
Einschränkungen in den kommenden Monaten absehbar macht, weshalb eine unverzügliche 
Abstimmung zwischen Bund, Land und Gemeinden notwendig ist, um zusätzliche Belastungen für 
Bevölkerung und Wirtschaft gleichermaßen abzuwenden. 
 

Einbringerinnen / Einbringer: 
Mag. Markus Abwerzger, DIin Evelyn Achhorner, Alexander Gamper, Patrick Haslwanter, Gudrun Kofler 
BA, Daniel Marschik BA 

 
Innsbruck, am 08.12.2025 
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